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 Jugendliche bilden, verpflichten und „in die Lehre schleusen“. 
Die Governance der Beschäftigungsförderung in Österreich zwischen  

Sozialinvestitionsansatz und rechtspopulistisch-rechtsextremer Sozialpolitik 
 
Von Alban Knecht, Januar 2026 
 
Der Artikel folgt dem Keynote-Vortrag auf dem Fachtag "Übergang statt Bruchstelle" der Umbruchstelle, am 
2.10.2025 im Markhof, Wien 
 
Der Staat kann die ihm zugeschriebene Aufgabe, 
Angebot und Nachfrage auf dem Lehrstellen-
markt in Einklang zu bringen, kaum zur Zufrie-
denheit allen Beteiligten lösen. Das hängt auch 
damit zusammen, dass die Nachfrage nach Lehr-
stellen nicht nur von der Stärke der Kohorte der 
Schulabgänger:innen abhängig ist, sondern auch 
von deren Bildungsaspiration – und sich somit 
permanent verändert. Die Altersgruppe der 15-
Jährigen ist in Österreich zwischen 2008 und 2017 
von ca. 100.000 auf 86.000 gesunken und steigt 
voraussichtlich bis 2032 wieder auf 96.000 (Dorn-
mayr und Nowak 2024, S. 62). Parallel dazu 
wächst die Anzahl der Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen, die den Abschluss eines Hoch-
schulstudiums anstrebt, kontinuierlich. In der ak-
tuellen Altersgruppe der 25- bis 34-Jährigen be-
trägt der Anteil an Hochschulabsolvent:innen be-
reits über 40%. Dagegen sinkt die Quote der frü-
hen Schulabgänger:innen im langfristigen Trend 
und beträgt augenblicklich ca. 8,1% (Frauen: 
7,0%; Männer 9,2%) (Statistik Austria 2025). Auch 
die Anzahl an angebotenen und besetzten Lehr-
stellen hat sich deutlich verändert. So ist die An-
zahl dieser Lehrstellen von einem Höchstwert bei 
132.000 im Jahr 2008 auf 108.000 Lehrstellen im 
Jahr 2023 zurückgegangen; die Anzahl der ausbil-
denden Betriebe ist von 38.000 im Jahr 2007 auf 
27.000 im Jahr 2023 geschrumpft (Dornmayr und 
Nowak 2024, S. 40, 179). Ist die Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen höher als das Angebot, so 
haben Jugendliche vermehrt Schwierigkeiten, ei-
ne Lehrstelle zu finden. Auch wenn Jugendar-
beitslosigkeit als Resultat der beschriebenen, 
komplexen Situation weitestgehend auf struktu-
relle Ursachen zurückgeht, wird die Schuld dafür 
oftmals in unzureichenden Bemühungen der Ju-

gendlichen gesehen. 
Regierungen haben verschiedene Möglichkei-

ten auf solche Diskurse zu reagieren und (sozi-
al)politisch mit dieser Situation umzugehen (Wal-
ther 2011). Für sie entsteht die Herausforderung 
der Problembearbeitung durch staatliche Steue-
rung (von bzw. durch Organisationen), also durch 
die sogenannte Governance. 

In einem längerfristigen Forschungsprozess 
wurden die Maßnahmen der österreichischen 
Regierungskoalitionen der Jahre 2000 bis 2020 
untersucht (Knecht 2024), um den politischen 
Wandel im Bereich der Beschäftigungsförderung 
Jugendlicher zu verstehen. Es zeigt sich, dass in 
Abhängigkeit von der jeweiligen politischen Kons-
tellation, ganz unterschiedliche Maßnahmen er-
griffen wurden.  

Die rot-schwarze Koalition regierte während 
zwei aufeinanderfolgenden Perioden von 2007 
bis 2017. Zu Beginn dieses Zeitraums wurde die 
Ausbildungsgarantie eingeführt, die allen Jugend-
lichen, die keinen regulären Ausbildungsplatz fin-
den, eine überbetriebliche Lehre (ÜBA) ermög-
licht, die dann z.B. in einer Lehrwerkstatt umge-
setzt wurde. In den darauffolgenden Jahren wur-
den das niederschwellige Jugendcoaching als Be-
ratungsangebot, das Basisbildungsangebot Aus-
bildungsFit sowie andere Angebote des Netz-
werks berufliche Assistenz (NEBA) österreichweit 
etabliert und systematisch ausgebaut. Sie dienten 
als Vorbereitung für die 2017 beschlossene und 
2018 in Kraft getretene Ausbildungspflicht 
(Knecht 2024, S. 65), die in Österreich lebende 
Jugendliche verpflichtet, zwischen 15 und 18 ir-
gendeine Art der Ausbildung zu absolvieren. Die-
ser Prozess wurde maßgeblich durch den damali-
gen Bundesminister für Arbeit, Soziales und Kon-
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sumentenschutz, Rudolf Hundstorfer, vorange-
trieben. 

Die von der rot-schwarzen Regierung umge-
setzte Politik folgt dem politischen Leitbild des 
aktivierenden Sozialinvestitionsstaats mit stark 
verpflichtendem Charakter. Der „Sozialinvestiti-
onsstaat“ rückt von der Idee ab, kompensatori-
sche Sozialleistungen im Falle von eingetretenen 
problematischen Lebenssituationen zu leisten 
und möchte durch günstige, präventive Maß-
nahmen erreichen, dass Menschen erst gar nicht 
bedürftig werden. 

Mit der Einführung der Ausbildungsgarantie 
war die Hoffnung verbunden, dass jungen Men-
schen eine Berufsausbildung ermöglicht wird, 
dass sie dann langfristig auf dem Arbeitsmarkt 
erfolgreich sind und daher in Zukunft weniger so-
zialstaatliche Leistungen in Anspruch nehmen. 
2018 wurde diese Ausbildungsgarantie durch eine 
„aktivierende“ Ausbildungspflicht ergänzt, die bei 
ihrer Einführung euphemistisch „Ausbildung bis 
18“ benannt wurde. Bei diesem rot-schwarzen 
Regierungsbündnis standen also die individuelle 
Unterstützung und Verpflichtung von Personen 
im Zentrum. Für Förderungen und Beihilfen des 
AMS wurden im Jahr 2017 445 Millionen € ausge-
geben (2007: 344 Mio. €), für die überbetriebli-
che Ausbildung zusätzliche 174 Mio. € (2007: 64 
Mio. €). 

Im Gegensatz dazu fokussierte die Politik der 
beiden schwarz-blauen Koalitionen stärker auf 
die Förderung der Unternehmen (Knecht 2024, S. 
112f.). Bereits zu Beginn der ersten schwarz-
blauen Koalition (2000 – 2007) lag der Schwer-
punkt auf dem Ausbau unternehmensorientierter 
Lehrstellenförderung. Der bestehende steuerre-
duzierende Lehrlingsfreibetrag wurde durch eine 
üppigere Lehrlingsausbildungsprämie ersetzt 
(Dornmayr et al. 2016, S. 16; Knecht 2024, S. 62). 
Diese Leistung wurde 2005 aufgrund steigender 
Arbeitslosenzahlen durch den sogenannten 
“Blum-Bonus” ergänzt, der Betriebe für zusätzlich 
geschaffene Ausbildungsplätze finanzielle belohn-
te. Er betrug 4.800 € im ersten Lehrjahr, 2.800 € 

im zweiten Lehrjahr und 1.400 € im dritten Lehr-
jahr. Insgesamt belief sich das Budget der Lehr-
stellenförderungen im Jahr 2000 auf 70 Mio. € 
und 2008 bereits auf 153 Mio. €. Parallel dazu 
wurden der Dienstgeberanteil, der für die Lehr-
linge an die Krankenkasse abgeführt werden 
muss, reduziert; auch mussten für Lehrlinge keine 
Unfallversicherungsbeiträge mehr gezahlt wer-
den. Darüber hinaus gab es einen Abbau von all-
gemeinen Arbeitsschutzrechten, von dem auch 
Lehrlinge betroffen waren (Bonvalot 2017; 
Knecht 2024). Diese Art der Politik setzte also 
vorrangig auf wirtschaftliche Anreize für Betriebe 
und kombinierte sie mit einer Lockerung arbeits-
rechtlicher Standards – ein Ansatz, der die Positi-
on der Unternehmen stärkte, während der Schutz 
junger Beschäftigter geschwächt wurde. 

Auch in der zweiten schwarz-blauen Regie-
rungskoalition (2017 – 2019) wurde ein ähnlicher 
Weg beschritten. Die überbetriebliche Ausbil-
dung, die die Koalitionäre schon im Wahlkampf 
kritisiert hatten, wurde „gestutzt“. Sowohl das 
Gesamtbudget als auch die Plätze der ÜBA wur-
den reduziert (siehe Abbildung 1) und das Entgelt 
für volljährige Lehrlinge, das in der ÜBA auch zu-
vor schon geringer ausfiel als in einer betriebli-
chen Lehre, weiter gekürzt. Aus der Möglichkeit, 
sich aus der überbetrieblichen Ausbildung auf ei-
nen betrieblichen Ausbildungsplatz zu bewerben, 
wurde eine permanente Pflicht: Die ÜBA sollte 
nur mehr als Ausnahme dienen. Darüber hinaus 
wurde die direkte betriebliche Lehrstellenförde-
rung wieder erhöht – von 163 Mio. € im Jahr 
2017 auf € 229 Mio. € im Jahr 2019 (Knecht 2024, 
S. 113). Außerdem wurden Lehrlinge erneut von 
weitergehender Einschränkung der Arbeitneh-
merrechte und des Arbeitsschutzes betroffen, 
u.a. im Bereich der Arbeitszeitregelungen (Knecht 
2024, S. 69f.). Sie wurden so in „neoliberaler“ 
bzw. „neo-sozialer“ Weise einem erhöhten Druck 
des Marktes ausgesetzt (Kessl und Otto 2003; 
Lutz 2010), während ausbildende Unternehmen 
bessergestellt wurden.   

 
 
 



 

 
– 3 – 

 

Abbildung 1:  Lehrlinge in der überbetrieblichen Lehrausbildung 
 

 

Datenquelle: WKÖ, zit. n. Tamesberger / Knecht 2024, Wiederabdruck der Grafik 
 

Auch im Hinblick auf asylsuchende Jugendliche 
zeigten sich deutliche Unterschiede zwischen den 
Koalitions-Konstellationen. Während der ersten 
schwarz-blauen Koalition wurde im Zuge umfas-
sender Änderungen des Asylrechts der Zugang 
zum Arbeitsmarkt stark eingeschränkt: Asylwer-
ber:innen, auch jugendliche, durften nur noch in 
Saisonarbeit – insbesondere in Tourismus und 
Landwirtschaft – beschäftigt werden. Grundlage 
dafür war der sogenannte Bartenstein-Erlass aus 
dem Jahr 2004, der 2021 vom Verfassungsge-
richtshof als rechtswidrig eingestuft wurde (seine 
Regelungen wurden danach dennoch weiter an-
gewendet) (Knecht 2024, S. 64). Während der 
rot-schwarzen Regierungszeit wurde dieser rest-
riktive Kurs zeitweise gelockert: Asylsuchenden 
Jugendlichen wurde ermöglicht, in Mangelberu-
fen eine Lehre zu absolvieren. (Mangelberufe 
sind Berufe, in denen viele Lehrstellen nicht be-
setzt werden können, wie es z.B. in der Gastro-
nomie.) Die darauffolgende zweite schwarz-blaue 
Regierung schaffte diese Möglichkeit wieder ab, 
kürzte Mittel für Integrationsmaßnahmen wie 
Sprachkurse (Knecht und Bodenstein 2019) und 
zwang so die Jugendlichen weitestgehend in eine 
Phase der Inaktivität (Bodenstein und Knecht 
2017; Atzmüller et al. 2019). Diese Politik folgte 
also keiner Idee von Integration, sondern beruhte 
auf restriktiven Zugangsbarrieren, die nicht nur 

Leistungen ausschlossen, sondern gezielt soziale 
Teilhabe verhinderten und sozialen Ausschluss 
produzierten. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die 
Politik der rot-schwarzen Regierungskoalition zu 
einer Ausweitung des Angebots führte und alter-
native Wege zu einem Lehrabschluss eröffnete, in 
diesem Rahmen allerdings auch verstärkt auf ak-
tivierende und verpflichtende Maßnahmen setz-
te. Die von der schwarz-blauen Regierung ge-
wählten Maßnahmen, insbesondere die Kombi-
nation aus Kürzungen bei der ÜBA und Ausbil-
dungspflicht, drängte die Jugendlichen darüber 
hinaus verstärkt in betriebliche Lehrstellen, da-
runter auch weniger attraktive. Während Jugend-
liche mit österreichischer oder EU-europäischer 
Staatsangehörigkeit nun also „aktiviert werden“ 
und unter einem erhöhten Druck stehen auch 
unattraktive Lehrstellen anzunehmen, wurde der 
Zugang zu Lehrstellen und zum Arbeitsmarkt für 
asylsuchende Jugendliche ganz geschlossen: 
Während sich also die einen vermehrt bilden und 
arbeiten müssen, dürfen die anderen gar nicht 
auf den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt.  

Lässt sich die rot-schwarze Politik gut als So-
zialinvestitionsstrategie kategorisieren, so stellt 
sich die Frage, was in dem Bereich der Beschäfti-
gungsförderung von Jugendlichen als typische 
rechtspopulistische Sozialpolitik gelten kann 



 

 
– 4 – 

 

(Knecht und Atzmüller 2024). Als typisches Kenn-
zeichen wird neben anti-demokratischem Autori-
tarismus und anti-elitärem Populismus häufig der 
Nativismus genannt (Atzmüller 2022), also eine 
an kulturellen Überzeugungen anknüpfende Ori-
entierung an der „einheimischen“ Bevölkerung. 
Dieser mündet häufig in einem Wohlfahrts-
Chauvinismus, also in einer Sozialpolitik, welche 
die „einheimische“ Bevölkerung bevorzugt bzw. 
Nicht-Österreicher:innen benachteiligt und letz-
teren (v.a. im Fürsorgesystem) weniger soziale 
Leistungen gewährt. 

Tatsächlich zeigt sich (1), dass in den beiden 
schwarz-blauen Regierungsphasen rhetorisch ein 
Sozialabbau diskutiert wurde, jedoch – auch im 
Bereich der Beschäftigungsförderung Jugendli-
cher – als Maßnahmen vor allem die Erhöhung (!) 
von Förderungen an Unternehmen realisiert 
wurde, die allerdings nicht die Hoffnung eines 
längerfristig erhöhten Lehrstellenangebotes er-
füllte (Knecht und Atzmüller 2024). Vor allem 
lässt sich keine Orientierung „am kleinen Mann“, 
wie sie die FPÖ propagiert, erkennen (geschweige 
denn an Frauen). (2) Darüber hinaus zeigt sich im 
Bereich der Beschäftigungsförderung erneut, dass 
rechtspopulistische/rechtsradikale Parteien auch 
auf Mechanismen des Marktes zurückgreifen, 
wobei sie keinen „ungezügelten“, „freien Markt“ 
schaffen, sondern einen gelenkten Markt etablie-
ren, der in Form eines „strafenden Marktes“ or-
ganisiert ist (Knecht und Atzmüller 2024; Wider-
sprüche 2024): Der Anpassungsdruck auf Jugend-
liche wird erhöht, während zugleich Interessen 
von Unternehmen privilegiert werden. (3) Des 
Weiteren zeigt sich, dass der Umgang mit asylsu-

chenden Jugendlichen nicht allein unter dem Be-
griff des Wohlfahrts-Chauvinismus erfasst wer-
den kann. Es geht dabei nicht nur darum, den Ju-
gendlichen finanzielle Leistungen vorzuenthalten, 
sondern auch um bewusst geschaffene Regeln – 
wie etwa die Verwehrung des Zugangs zum Ar-
beitsmarkt – zur expliziten Isolierung der nicht-
österreichischen Jugendlichen. Insoweit muss von 
einer aktiven Politik der Ausgrenzung und Diskri-
minierung gesprochen werden. (4) Insbesondere 
die Koalition von ÖVP und FPÖ hat (auch) im Be-
reich der Beschäftigungsförderung Jugendlicher 
gezielt die Interessen von Unternehmen durchge-
setzt. Offen bleibt die Frage, welches Kalkül ge-
nau hinter dieser unternehmensfreundlichen Po-
litik steht. Ergibt sie sich als einen Minimalkon-
sens zwischen Koalitionspartnern oder handelt es 
sich um eine bewusste Suche nach Verbündeten 
unter wirtschaftlichen Eliten, die dann allerdings 
gleichzeitig populistisch als „die da oben“ diffa-
miert werden? Darauf deuten z.B. der Ibiza- und 
der Novomatic-Skandal hin. 

(5) Wenn also teilweise eine Politik zugunsten 
der Interessen einzelner Interessensgruppen ge-
macht wurde, so zeigt sich, dass im Bereich der 
Beschäftigungsförderung die Interessen der Ju-
gendlichen am wenigsten berücksichtigt werden 
– und sie darüber hinaus kaum in die politischen 
Prozesse eingebunden werden. Stattdessen wer-
den (auch) in der „Jugendpolitik“ die Entwicklung 
und Umsetzung konkreter Maßnahmen von 
Stimmen aus den Bereichen der Wirtschafts-, Ar-
beitsmarkt- und Migrationspolitik dominiert 
(Knecht 2024).  
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